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NacheinemJahr Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) ziehtdasBundesamt fürWirtschaft undAusfuhrkontrolle (BAFA) eine

positive Bilanz (vgl. PMBAFA – vom21.12.2023). Seit dem1.1.2023müssen Unternehmenmitmehr als 3 000Mitarbeitenden und

seit dem 1.1.2024 Unternehmen mit über 1 000 Beschäftigten die Vorgaben des LkSG erfüllen. Die verpflichteten Unternehmen

würden die Anforderungen des LkSGgrößtenteils erfolgreich umsetzen und damit aktiv zur Verbesserung derMenschenrechtsla-

ge inglobalen Lieferkettenbeitragen.DasBAFAhabedieUnternehmenbei ihrenAnstrengungen sowohl unterstützt als auchkon-

trolliert, bislang aber noch keine Sanktionen verhängt. BAFA-Präsident Torsten Safarik: „Wir fordern die Unternehmen, aber wir

überfordern sie nicht. EinigeUnternehmen sindweiter als andere, aber jedesUnternehmendarf einenLernprozessdurchlaufen. In

diesem Jahrwar es unswichtig, dass die Unternehmen diesen Lernprozess anstoßen.Wir habendie Unternehmenmit einemum-

fangreichen Informationsangebot undeinemstets offenenOhr unterstützt.Wir stehen fest ander Seite derUnternehmen, die sich

auf den Weg machen, die Sorgfaltspflichten zu erfüllen und die Menschenrechte in ihren Lieferketten verbessern wollen. Jedem

Unternehmen, das das Gesetz erfüllenwill, wird das auch gelingen.“ Das BAFA stellt fest, dass einige Unternehmen versuchen, die

Pflichten nach demLkSGpauschal an ihre Zulieferer weiterzugeben, bspw. durch vertragliche Zusicherungen. Generell gelte, dass

eineÜbertragungvonPflichten ausdemLkSGanZulieferer nicht zulässig ist. Die imLkSGverankertenPrinzipienderAngemessen-

heit und Wirksamkeit gäben verpflichteten Unternehmen bei der Erfüllung ihrer Sorgfaltspflichten auf, risikobasiert vorzugehen

und begrenzen zugleich die Weitergabe von Pflichten aus dem LkSG an Zulieferer. Das BAFA setze auch im kommenden Jahr auf

einen kooperativen Ansatz, der darauf abzielt, dass Unternehmen gemeinsam mit ihren Zulieferern die Menschenrechtslage in

ihren Lieferketten kennen und verbessern. Und schließlich: Delivery announced – Die EU-Lieferketten-RL kommt – vgl. dazu

Schäfer, Die Erste Seite, BB Heft 3/2024 (in diesem Heft) sowie Die Woche im Blick, Wirtschaftsrecht, BB Heft 1-2/2024. Zum

LkSG-Umsetzungsbedarf vgl. auch Kramer/Schunder, BB 2024, 74 ff. (in diesemHeft).
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Entscheidungen
BGH: Glück

a) Das Konzept, ein Emotionsschlagwort als Pro-

duktnamen zu verwenden, kann nicht als ein die

wettbewerbliche Eigenart eines Produkts mitbe-

stimmendes Element angesehen werden. Ge-

genstand des wettbewerbsrechtlichen Nachah-

mungsschutzes gemäß § 4 Nr. 3 UWG ist der

Schutz von Waren und Dienstleistungen in ihrer

konkreten Gestaltung, nicht die dahinterstehen-

de abstrakte Idee.

b) Auch wenn sich die Gestaltung der Verpa-

ckung von Produkten des täglichen Bedarfs

deutlich vom Marktumfeld abhebt, ist nicht aus-

geschlossen, dass sich der Verkehr auch an da-

rauf angebrachten Produkt- und Herstelleranga-

ben orientiert und deshalb eine Täuschung über

die betriebliche Herkunft einer Produktnachah-

mung auszuschließen ist (Fortführung von BGH,

Urteil vom 19. Oktober 2000 – I ZR 225/98,

GRUR 2001, 443 = WRP 2001, 534 – Viennetta).

BGH, Urteil vom 7.12.2023 – I ZR 126/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-65-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: „Empfindliches Ordnungsgeld“

Der Zulässigkeit der sofortigen Beschwerde des

Gläubigers gegen die Entscheidung, mit der ge-

gen den Schuldner ein Ordnungsgeld verhängt

worden ist, steht die fehlende Beschwer entge-

gen, wenn in seinem Antrag auf Festsetzung ei-

nes Ordnungsgelds weder ein konkreter Betrag

noch eine ungefähre Größenordnung des Ord-

nungsgelds angegeben wurde und das Gericht

die Höhe des Ordnungsgelds nach seinem Er-

messen festgesetzt hat.

BGH, Beschluss vom 23.11.2023 – I ZB 29/23
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-65-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: USM Haller

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wer-

den zur Auslegung von Art. 2 Buchst. a, Art. 3

Abs. 1 und Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 2001/29/

EG des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimm-

ter Aspekte des Urheberrechts und der verwand-

ten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft

(ABl. L 167 vom 22. Juni 2001, S. 10) folgende

Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt:

1. Besteht bei Werken der angewandten Kunst

zwischen dem geschmacksmusterrechtlichen

und dem urheberrechtlichen Schutz ein Regel-

Ausnahme-Verhältnis dergestalt, dass bei der ur-

heberrechtlichen Prüfung der Originalität dieser

Werke höhere Anforderungen an die freien krea-

tiven Entscheidungen des Schöpfers zu stellen

sind als bei anderen Werkarten?

2. Ist bei der urheberrechtlichen Prüfung der Origi-

nalität (auch) auf die subjektive Sicht des Schöpfers

auf den Schöpfungsprozess abzustellen und muss

er insbesondere die freien kreativen Entscheidun-

genbewusst treffen, damit sie als freie kreative Ent-

scheidungen imSinneder RechtsprechungdesGe-

richtshofsderEuropäischenUnionanzusehensind?

3. Falls im Rahmen der Prüfung der Originalität

maßgeblich darauf abzustellen ist, ob und inwie-

weit in demWerk künstlerisches Schaffen objekti-

venAusdruckgefundenhat: Können fürdiesePrü-

fung auch Umstände herangezogen werden, die

nach dem für die Beurteilung der Originalität

maßgeblichen Zeitpunkt der Entstehung der Ge-

staltung eingetreten sind, wie etwa die Präsenta-

tion der Gestaltung in Kunstausstellungen oder

Museenoder ihreAnerkennung inFachkreisen?

BGH, Beschluss vom 21.12.2023 – I ZR 96/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-65-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Zulässigkeit eines Auskunfts-

ersuchens eines Gesellschafters

Ein Auskunftsersuchen des Gesellschafters, das

auch dem Ziel dient, die Namen, Anschriften

und Beteiligungshöhe der Mitgesellschafter da-

zu zu verwenden, diese Kaufangebote für ihre

Anteile zu unterbreiten, stellt keine unzulässige

Rechtsausübung und keinen Missbrauch des

Auskunftsrechts dar. Einem solchen Auskunfts-

begehren stehen auch nicht die Regelungen der

Datenschutz-Grundverordnung entgegen.

BGH, Beschluss vom 24.10.2023 – II ZB 3/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-65-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Dieselverfahren – Kein Anspruch auf

über Ersatz des Differenzschadens hinaus-

gehenden Finanzierungsschaden

Nebendemaus§ 823Abs.2BGB inVerbindungmit

§ 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV folgenden und der

Höhenachauf 15 %des gezahlten Kaufpreises be-

grenzten Anspruch auf Ersatz des Differenzscha-

denshatderKäufereinesvomsogenanntenDiesel-

skandal betroffenen Fahrzeugs gegen den Fahr-

zeughersteller keinen Anspruch auf Ersatz eines

darüber hinausgehenden Finanzierungsschadens.

BGH, Urteil vom 11.9.2023 – VIa ZR 1533/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-65-5

unterwww.betriebs-berater.de

Die Woche im Blick | Wirtschaftsrecht
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